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Bundesinnenministerium verbietet
Islamisches Zentrum: Große Razzien in

Berlin
Berlin verbietet das Islamische Zentrum: Großrazzia in

Tempelhof und weiteren Städten. Behörden setzen
entschiedene Maßnahmen gegen extremistische

Strukturen.

In Berlin-Tempelhof wurde in einem umfassenden Polizei-Einsatz
das Islamische Zentrum (IZH) verboten. Dieses Ereignis stellt
einen bedeutenden Schritt im Kampf gegen Extremismus dar.
Dabei geht es nicht nur um die Räumlichkeiten einer
Organisation, sondern auch um die grundlegenden Werte der
Demokratie, die angegriffen werden. 

Rechtstaatlicher Schutz und Grundwerte

Das Verbot des IZH wurde vom Bundesinnenministerium am 24.
Juli bekanntgegeben. Die Innensenatorin von Berlin, Iris
Spranger (SPD), unterstrich die Wichtigkeit dieses Schrittes: „Die



heutigen Maßnahmen zeigen, dass fortwährende Angriffe auf
unsere zentralen Grundprinzipien wie dem Demokratie- und
Rechtsstaatsprinzip nicht hingenommen werden.“ Damit wird
deutlich, dass das Maßnahmepaket nicht nur präventiv ist,
sondern auch zur Verteidigung der Werte des Zusammenlebens
dient.

Positive Rückmeldung der
Polizeigewerkschaft

Die Gewerkschaft der Polizei äußerte sich ebenfalls positiv zu
den vollzogenen Maßnahmen. Der Berliner Landeschef Stephan
Weh dankte den Einsatzkräften und stellte klar, dass die
Hauptstadt ein besonderes Augenmerk auf die Radikalisierung
junger Menschen werfen müsse: „Deshalb müssen wir auch
noch genauer hinschauen, wo gerade junge Menschen
radikalisiert werden.“ Diese Aussage hebt hervor, dass die
Prävention von Extremismus eine gesellschaftliche
Verantwortung ist, der sich auch die Polizei annimmt.

Razzien in mehreren Städten

Die Razzien fanden nicht nur in Tempelhof, sondern auch in
Hamburg und anderen Bundesländern statt. In Berlin wurden
sowohl die Räumlichkeiten des IZH als auch drei private
Wohnungen durchsucht. Dies zeigt, dass die Maßnahmen
weitreichend und gut organisiert waren, um mögliche
extremistische Netzwerke zu enttarnen.

Bedeutung des Handels für die
Gemeinschaft

Das Verbot des IZH ist wichtig, da es ein Signal an die gesamte
Gesellschaft sendet, dass Hass und Hetze keinen Platz haben.
Spranger betonte, dass „die Forderung nach einem die
Menschenwürde einer jeden Person achtenden Miteinander“
nicht oft genug geäußert werden kann. Diese Aufforderung



richtet sich nicht nur an die politischen Akteure, sondern an alle
Bürgerinnen und Bürger, sich für ein respektvolles und
friedliches Zusammenleben einzusetzen.

Insgesamt zeigt das Verbot des Islamischen Zentrums und die
damit verbundenen Razzien, wie ernst die deutschen Behörden
die Herausforderung des Extremismus nehmen und dass der
Schutz unserer demokratischen Werte eine gemeinschaftliche
Aufgabe ist.
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